
 

 

Hinweis: 
Die steuer- und wirtschaftlichen Informationen für den Monat November 2015 wurden mit Sorgfalt von uns erstellt. Dessen ungeachtet 

können wir für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Inhalte keine Gewähr übernehmen. 

MANDANTENINFORMATION NOVEMBER 2015 
 

Termine Dezember 2015 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbei-

träge fällig werden: 

 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchen-

steuer, Solidaritätszu-

schlag3 

10.12.2015 14.12.2015 7.12.2015 

Kapitalertragsteuer, 

Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 

Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteils-

eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer, Kir-
chensteuer, Solidaritäts-

zuschlag 

10.12.2015 14.12.2015 7.12.2015 

Körperschaftsteuer, 

Solidaritätszuschlag 

10.12.2015 14.12.2015 7.12.2015 

Umsatzsteuer4 10.12.2015 14.12.2015 7.12.2015 

Sozialversicherung5 28.12.2015 entfällt entfällt 

 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-

tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschlä-

ge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag 

der Fälligkeit erfolgt. 
2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 

erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 
3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 

Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-

kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen bis spätestens zwei Arbeitstage vor 

Fälligkeit (d. h. am 22.12.2015) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fäl-

ligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Ge-

haltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn 

die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch 

eine Mahnung in Verzug setzen. Der Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie 

der Mahnbescheid. 

 

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 

 für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 

 die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 

 der Schuldner die Leistung verweigert, 

 besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen. 
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Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer 

Rechnung ein; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn 

hierauf in der Rechnung besonders hingewiesen wurde. Im Streitfall muss allerdings der 

Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen Verbraucher-

hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 

 

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das 

Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, 

acht Prozentpunkte (ab 29.7.2014: neun Prozentpunkte*) über dem Basiszinssatz. Der Basis-

zinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um 

welche die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder ge-

fallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der 

Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres. 

 

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.1.2013: 
Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz Verzugszinssatz für 

Rechtsgeschäfte ohne 

Verbraucherbeteiligung 

1.1. bis 30.6.2013 -0,13 % 4,87 % 7,87 % 

1.7. bis 31.12.2013 -0,38 % 4,62 % 7,62 % 

1.1. bis 30.6.2014 -0,63 % 4,37 % 7,37 % 

1.7. bis 28.7.2014 -0,73 % 4,27 % 7,27 % 

29.7. bis 31.12.2014 -0,73 % 4,27 % 8,27 % 

1.1. bis 30.6.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

1.7. bis 31.12.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

 
*Im Geschäftsverkehr, d. h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29.7.2014 geschlossen wurden 

(und bei bereits zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird), 

gelten neue Regelungen. 

Die wichtigsten Regelungen im Überblick: 

 Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentli-
chen Stellen als Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich. 

 Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung. 

 Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz. 

 Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage 
nach Rechnungszugang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs. 

 Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen 

Teil des Vertrags erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungs-

verzug verantwortlich ist. 

 Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kos-

ten des Gläubigers, die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz ex-

terner Beitreibungskosten). 

 Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch 
maximal 30 Tage dauern. 

 

 

Beschränkter Abzug von Betriebsausgaben für ein im Betriebsvermögen befindliches 

häusliches Arbeitszimmer 

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer werden grundsätzlich nur bis zu einem Be-

trag von 1.250 € zum Abzug zugelassen. Die Abzugsbeschränkung gilt selbst dann, wenn das 

Arbeitszimmer zum Betriebsvermögen gehört. Sie wird nur für den Fall aufgehoben, dass das 
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häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten beruflichen und betrieblichen Tätig-

keit bildet. 

 

Auch das Arbeitszimmer im selbst genutzten Einfamilienhaus ist als häusliches Arbeitszimmer 

zu bewerten. Von dieser grundsätzlichen Rechtslage wird eine Ausnahme nur zugelassen, 

wenn die Räume für einen intensiven und dauerhaften Publikumsverkehr geöffnet sind. Es 

handelt sich dann um eine auch nach außen erkennbare berufliche und betriebliche funktio-

nale Büroeinheit. Wichtiges Indiz für die Anerkennung einer derartigen Ausnahmesituation 

ist die Beschäftigung von Mitarbeitern in den Räumen. 

 

Mit diesem Urteil hat der Bundesfinanzhof den Abzug aller Aufwendungen für das Arbeits-

zimmer des Gesellschafters einer GbR abgelehnt. Er erledigte in dem Raum einen Teil seiner 

Büroarbeiten, seine Ehefrau Sekretariatsarbeiten. Das häusliche Arbeitszimmer war von der 

Gesellschaft angemietet. Die Mietgeldzahlungen wurden bei der GbR als Betriebsausgaben 

und bei dem Gesellschafter als Sonder-Betriebseinnahmen berücksichtigt. Die typisierende 

Begrenzung der tatsächlich entstandenen Aufwendungen hat zusätzliche Folgen. Die Zugehö-

rigkeit der Räume des häuslichen Arbeitszimmers zum Betriebsvermögen führt im Falle der 

Grundstücksveräußerung oder Beendigung der beruflichen Tätigkeit zur Versteuerung von 

im Einfamilienhaus eventuell vorhandenen stillen Reserven. 

 

 

Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung bei Ausbildung in mehreren Schritten 

Wann eine erstmalige Berufsausbildung abgeschlossen ist, hängt vom Berufsziel des in Aus-

bildung befindlichen Kindes ab. Mehrere einzelne Ausbildungsmaßnahmen sind Teil einer 
einheitlichen Erstausbildung, wenn sie dazu dienen, ein bestimmtes Berufsziel zu erreichen. 

Kann dieses Berufsziel erst über weiterführende Abschlüsse erreicht werden, ist der gesam-

te Ausbildungsgang als erstmalige Berufsausbildung anzusehen. 

 

Der Begriff „erstmalige Berufsausbildung“ wurde im Zuge einer gesetzlichen Neuregelung 

definiert. Diese Regelung betrifft zwar den Werbungskostenabzug, dürfte aber auch für das 

Kindergeld von grundsätzlicher Bedeutung sein. Danach ist eine Berufsausbildung eine auf 

der Grundlage von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften geordnete vollzeitige Ausbildung 

mit einer vorgesehenen Dauer von mindestens 12 Monaten und mit einer Abschlussprüfung. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 

 

Betriebsaufgabe erfordert das Erstellen einer Schluss- und einer Aufgabebilanz 

Im Fall der Betriebsaufgabe sind eine letzte Schlussbilanz und eine Aufgabebilanz zu erstellen. 

Darauf weist der Bundesfinanzhof hin. Die Schlussbilanz dient der Ermittlung des letzten lau-

fenden Ergebnisses. Für eventuell noch drohende Inanspruchnahmen sind in dieser Bilanz 

Rückstellungen zu bilden. In der Aufgabebilanz sind anschließend nur noch die veräußerten 

und in das Privatvermögen überführten Wirtschaftsgüter und die verbleibenden Schulden mit 

ihrem jeweiligen Veräußerungspreis oder gemeinen Wert in Ansatz zu bringen. Nach Abzug 

der Veräußerungskosten verbleibt dann der Veräußerungsgewinn oder –verlust. 
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Investitionsabzugsbetrag ist bei Berechnung der Gewinngrenze nicht zu berücksichti-

gen 

Die Investitionsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen wird seit 2007 durch einen 

steuermindernden Investitionsabzugsbetrag gefördert. Unternehmen können ihn für die künf-

tige Anschaffung oder Herstellung von abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern des Anla-

gevermögens in Anspruch nehmen. Er beträgt bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten. Voraussetzung hierfür ist bei Unternehmen, die ihren Ge-

winn durch eine Einnahmen-Überschussrechnung ermitteln, dass der Gewinn nicht über 

100.000 € liegt. Diese Grenze kann nicht durch die Berücksichtigung des Investitionsabzugs-

betrags unterschritten werden. 

 

Bis 2006 gab es ähnliche Vergünstigungen, die sich damals Ansparabschreibungen nannten. 

Nach damaligem Recht musste der Gewinn spätestens im zweiten Jahr nach Inanspruchnah-

me der Vergünstigung um den Ansparabschreibungsbetrag zuzüglich eines Zinszuschlags er-

höht werden, wenn die beabsichtigten Investitionen bis dahin nicht getätigt wurden. 

 

In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall aus dem Jahr 2008 ging es um einen Misch-

fall aus beiden Vergünstigungen. Ein Arzt, der seinen Gewinn durch Einnah-

men-Überschussrechnung ermittelte, hatte 2006 eine Ansparabschreibung für künftige Inves-

titionen gebildet. Diese wurden aber nicht getätigt, sodass der Ansparabschreibungsbetrag 

zuzüglich des Zinszuschlags den Gewinn 2008 erhöhte. Diese Gewinnerhöhung wollte der 

Arzt dadurch ausgleichen, dass er einen Investitionsabzugsbetrag nach neuem Recht bean-

tragte. Hierdurch wäre die Gewinngrenze von 100.000 € unterschritten worden. Das Ge-

richt ließ dies aber nicht zu, weil der Investitionsabzugsbetrag bei der Berechnung der Ge-
winngrenze nicht berücksichtigt werden darf. 

 

Hinweis: Wird das Wirtschaftsgut, für das nach dem ab 2007 geltenden Recht ein Investiti-

onsabzugsbetrag beansprucht wurde, nicht angeschafft, wird - im Gegensatz zum alten 

Recht - der Gewinn des Jahres, in dem der Investitionsabzugsbetrag geltend gemacht wurde, 

rückwirkend erhöht und ein berichtigter Steuerbescheid erlassen. 

 

 

Keine Berücksichtigung von Schmerzensgeld bei der Berechnung des Kindergeldan-

spruchs eines volljährigen behinderten Kindes 

Ein Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet hat, wird berücksichtigt (Kindergeld, Kinderfreibe-

trag), wenn es wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung außer Stande ist, 

sich selbst zu unterhalten. Voraussetzung ist, dass die Behinderung vor Vollendung des 

25. Lebensjahres eingetreten ist. Ein behindertes Kind ist dann außer Stande, sich selbst zu 

unterhalten, wenn es seinen Lebensunterhalt nicht bestreiten kann. Ist das Kind hingegen 

trotz seiner Behinderung (z. B. auf Grund eigener hoher Einkünfte und Bezüge) in der Lage, 

selbst für seinen Lebensunterhalt zu sorgen, kommt eine Berücksichtigung nicht in Frage. Bei 

der Berechnung der eigenen Einkünfte und Bezüge des Kindes ist keine jahresbezogene Be-

trachtung vorzunehmen, sondern es ist auf jeden Kalendermonat abzustellen. 

 

Die Zahlung von Schmerzensgeld dient nach einem Urteil des Finanzgerichts Nürnberg nicht 

der Unterhaltssicherung. Deshalb ist das Schmerzensgeld bei der Berechnung des Kinder-
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geldanspruchs eines volljährigen behinderten Kindes nicht in die Einkünfte und Bezüge des 

Kindes einzubeziehen. Das Schmerzensgeld dient nicht der Sicherung des Unterhalts des 

Kindes, sondern ist ein Ersatz für einen durch eine Verletzung eingetretenen Schaden. Der 

Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

 

 

Geschenke an Geschäftsfreunde 

Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke an Geschäftsfreunde zu verteilen. Deshalb sind für 

den Abzug dieser Aufwendungen als Betriebsausgaben die nachfolgenden Punkte von großer 

Bedeutung: 

 

 Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu einem Wert von 35 € netto ohne Um-
satzsteuer pro Jahr und pro Empfänger abzugsfähig. 

 Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei Versicherungsvertretern, Ärzten) ist in die Ermitt-

lung der Wertgrenze mit einzubeziehen. In diesen Fällen darf der Bruttobetrag (inklusive 

Umsatzsteuer) nicht mehr als 35 € betragen. 

 Es muss eine ordnungsgemäße Rechnung vorhanden sein, auf der der Name des Empfän-

gers vermerkt ist. Bei Rechnungen mit vielen Positionen sollte eine gesonderte Geschen-

keliste mit den Namen der Empfänger sowie der Art und der Betragshöhe des Geschenks 
gefertigt werden. 

 Schließlich müssen diese Aufwendungen auf ein besonderes Konto der Buchführung „Ge-

schenke an Geschäftsfreunde“, getrennt von allen anderen Kosten, gebucht werden. 

 

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschenke pro Person und pro Wirtschaftsjahr 

den Betrag von 35 € oder werden die formellen Voraussetzungen nicht beachtet, sind die 

Geschenke an diese Personen insgesamt nicht abzugsfähig. Kranzspenden und Zugaben sind 

keine Geschenke und dürfen deshalb auch nicht auf das Konto „Geschenke an Geschäfts-

freunde“ gebucht werden. In diesen Fällen sollte ein Konto „Kranzspenden und Zugaben“ 

eingerichtet werden. 

 

Unternehmer haben bei betrieblich veranlassten Sachzuwendungen und Geschenken die 

Möglichkeit, eine Pauschalsteuer von 30 % zu leisten. Um bei hohen Sachzuwendungen eine 

Besteuerung mit dem individuellen Steuersatz des Empfängers zu gewährleisten, ist die Pau-

schalierung ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen je Empfänger und Wirtschaftsjahr o-

der je Einzelzuwendung 10.000 € übersteigen. Die Zuwendungen sind weiterhin aufzuzeich-

nen, auch um diese Grenze prüfen zu können. 

 

Als Folge der Pauschalversteuerung durch den Zuwendenden muss der Empfänger die Zu-

wendung nicht versteuern. In einem koordinierten Ländererlass hat die Finanzverwaltung zur 

Anwendung dieser Regelung Stellung genommen. Danach ist u. a. Folgendes zu beachten: 

 Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur Anwendung der Pauschalierung der Einkommensteu-

er für alle innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Zuwendungen einheitlich auszu-

üben. Es ist jedoch zulässig, die Pauschalierung jeweils gesondert für Zuwendungen an 

Dritte (z. B. Geschäftsfreunde und deren Arbeitnehmer) und an eigene Arbeitnehmer an-

zuwenden. 
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 Streuwerbeartikel (Sachzuwendungen bis 10 €) müssen nicht in die Bemessungsgrundlage 

der Pauschalierung einbezogen werden, werden also nicht besteuert. 

 Bei der Prüfung, ob Aufwendungen für Geschenke an einen Nichtarbeitnehmer die Frei-
grenze von 35 € pro Wirtschaftsjahr übersteigen, ist die übernommene Steuer nicht mit 

einzubeziehen. Die Abziehbarkeit der Pauschalsteuer als Betriebsausgabe richtet sich da-

nach, ob die Aufwendungen für die Zuwendung als Betriebsausgabe abziehbar sind. 

 Der Unternehmer muss den Zuwendungsempfänger darüber informieren, dass er die 

Pauschalierung anwendet. Eine besondere Form ist dafür nicht vorgeschrieben. 

 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Vorschrift voraussetzt, dass Zuwendungen 

oder Geschenke dem Empfänger im Rahmen einer der Einkommensteuer unterliegenden 

Einkunftsart zufließen. Die Norm begründet keine weitere eigenständige Einkunftsart, son-

dern stellt lediglich eine besondere pauschalierende Erhebungsform der Einkommensteuer 

zur Wahl. 

 

Die Pauschalierungsvorschriften 

 erfassen nur solche betrieblich veranlassten Zuwendungen, die beim Empfänger dem 
Grunde nach zu einkommensteuerbaren und einkommensteuerpflichtigen Einkünften füh-

ren und begründen keine weitere eigenständige Einkunftsart, 

 erweitern nicht den einkommensteuerrechtlichen Lohnbegriff, sondern stellen lediglich 

eine pauschalierende Erhebungsform der Einkommensteuer zur Wahl und beziehen sich 

auf alle Geschenke an Geschäftsfreunde, und zwar unabhängig davon, ob ihr Wert 35 € 

überschreitet oder nicht. 

Nach einer Verfügung der Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main müssen bloße Aufmerk-

samkeiten (Sachzuwendungen aus Anlass eines besonderen persönlichen Ereignisses, wie 

Geburtstag, Jubiläum) mit einem Wert bis zu 60 € (inklusive Umsatzsteuer) nicht mehr in die 
Bemessungsgrundlage der Pauschalsteuer einbezogen werden. 

 

Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift sollte in Einzelfällen der Steuerberater gefragt 

werden. 

 

 

Steuerfreiheit von Stipendien 

Stipendien für an einer Hochschule beschäftigte Wissenschaftler sind grundsätzlich steuer-

frei, wenn sie die zuvor aus einem Beschäftigungsverhältnis bezogenen Einnahmen nicht 

übersteigen. Weitere Voraussetzung ist, dass der Empfänger der Stipendien nicht zu einer 

bestimmten Gegenleistung oder zu einer Arbeitnehmertätigkeit verpflichtet ist. Außerdem 

dürfen die Stipendien den für die Erfüllung der Forschungsaufgabe oder für die Bestreitung 

des Lebensunterhalts und die Deckung des Ausbildungsbedarfs des Stipendiaten erforderli-

chen Betrag nicht übersteigen. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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Pensionszusage an Ehegatten wird steuerlich nur bei gleichzeitigem Angebot an fami-

lienfremde Arbeitnehmer anerkannt 

Die Zusage einer Pension des Arbeitgeber-Ehegatten an seinen im Betrieb mitarbeitenden 

Ehegatten hat steuerlich den Vorteil, dass die jährliche Zuführung zur Pensionsrückstellung 

sofort als Betriebsausgabe angesetzt werden kann, während der Arbeitnehmer-Ehegatte die 

Pension erst bei Zahlung im Rentenalter versteuern muss. Dieses Instrument der Steuermin-

derung wird vom Finanzamt besonders überprüft. 

 

Der Bundesfinanzhof hat nun zur betrieblichen Veranlassung einer solchen Pensionszusage 

Stellung genommen und erkennt diese nur dann an, wenn und soweit mit hoher Wahr-

scheinlichkeit eine entsprechende Zusage auch an einen familienfremden Arbeitnehmer er-

teilt worden wäre (sog. Fremdvergleich). Hierzu ist es erforderlich, dass der Arbeitgeber-

Ehegatte dem Finanzamt mitteilt, welchen weiteren Arbeitnehmern eine entsprechende Pen-

sionszusage angeboten wurde und wie sie konkret ausgestaltet war. 

 

 

Voraussetzungen für Wirksamkeit einer Abmeldung aus der Arbeitsvermittlung 

Für ein Kind, das das 18., aber noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet hat, besteht u. a. dann 

ein Kindergeldanspruch, wenn es als arbeitssuchend gemeldet ist. Ob ein Kind der Arbeits-

vermittlung zur Verfügung steht, hängt nicht allein von der Abmeldung der Agentur für Ar-

beit und dessen Bekanntgabe ab. Eine solche Abmeldung kann auch dann vorliegen, wenn das 

arbeitsuchende Kind Pflichten aus einer Eingliederungsvereinbarung verletzt, ohne dafür ei-

nen wichtigen Grund zu haben. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

 

Veränderungen bei der Gültigkeit von Freistellungsaufträgen nach dem 1. Januar 2016 

Seit dem 1. 1. 2011 können Freistellungsaufträge nur unter Angabe der Steueridentifikations-

nummer des Steuerzahlers und ggf. seiner Ehepartnerin geändert oder neu erteilt werden. 

Durch Änderung des Einkommensteuergesetzes verlieren bestehende Freistellungsaufträge 

ohne gültige steuerliche Identifikationsnummer (IdNr) ab 1.1.2016 ihre Gültigkeit. Es ist da-

rauf zu achten, dass Freistellungsaufträge, die für einen unbefristeten Zeitraum erteilt wur-

den, zum 1.1.2016 ungültig werden, wenn diesen keine IdNr zugeordnet wird. Es muss kein 

neuer Freistellungsauftrag erteilt werden. Es reicht aus, wenn dem Institut, bei dem der Frei-

stellungsauftrag vorliegt, vor Beginn des Jahres 2016 die IdNr mitgeteilt wird. 

 

Hinweis: Es sollte gleichzeitig geprüft werden, ob die Höhe der freigestellten Beträge noch 

in Ordnung ist. 

 

 

Kindergeldanspruch bei dualer Ausbildung 

Der erfolgreiche Abschluss einer Berufsausbildung im Rahmen einer dualen Ausbildung führt 

nicht dazu, dass die Ausbildung damit abgeschlossen ist. Reicht das neben dieser Ausbildung 

absolvierte Studium mit dem angestrebten Abschluss zum Bachelor zeitlich über die prakti-

sche Berufsausbildung hinaus, ist auch das Studium ein Teil der Erstausbildung des Kindes. 

Damit bestätigt der Bundesfinanzhof seine bisherige Rechtsprechung. 
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Familienkasse verlangt ab 2016 zwei Identifikationsnummern 

Im Jahr 2007 ist eine Identifikationsnummer (IdNr) eingeführt worden, die inzwischen bei 

den meisten steuerlichen Angelegenheiten natürlicher Personen von der Finanzverwaltung 

genutzt wird. Ab 2016 ist diese IdNr auch wichtig für den Bezug von Kindergeld. Um zu ver-

hindern, dass mehrere Personen gleichzeitig Kindergeld für ein Kind beziehen, müssen Kin-

dergeldberechtigte ihre eigene IdNr und die des Kindes/der Kinder der zuständigen Famili-

enkasse mitteilen. 

 

Hinweis: Es bietet sich an, die entsprechenden IdNrn den Familienkassen schon vor dem 

1.1.2016 mitzuteilen, damit die Kindergeldzahlungen nicht eingestellt werden. Die eigene 

IdNr findet man im Einkommensteuerbescheid oder in der Lohnsteuerbescheinigung. Falls 

die eigene IdNr und/oder die des Kindes/der Kinder nicht bekannt sind, kann man diese über 

ein Eingabeformular unter www.bzst.de erneut anfordern. Bei fehlendem Internetzugang geht 

dies auch telefonisch über die Hotline 0228 4081240. Die Bearbeitungsdauer beträgt etwa 

vier Wochen. 

 

 

Nachweis zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei Bauleistungen 

und/oder Gebäudereinigungsleistungen 

Werden Bauleistungen und/oder Gebäudereinigungsleistungen von einem im Inland ansässi-

gen Unternehmer nach dem 30.9.2014 im Inland erbracht, ist der Leistungsempfänger Steu-

erschuldner unabhängig davon, ob er sie für eine von ihm erbrachte Leistung im Sinne des 

Gesetzes verwendet, wenn er ein Unternehmer ist, der nachhaltig entsprechende Leistungen 

erbringt. Davon ist auszugehen, wenn ihm das nach den abgabenrechtlichen Vorschriften für 
die Besteuerung seiner Umsätze zuständige Finanzamt eine im Zeitpunkt der Ausführung des 

Umsatzes gültige Bescheinigung darüber erteilt hat, dass er ein Unternehmer ist, der derarti-

ge Leistungen erbringt. 

 

Der Nachweis nach dem Vordruckmuster ist auf Antrag auszustellen, wenn die hierfür er-

forderlichen Voraussetzungen gegeben sind. Er kann auch von Amts wegen erteilt werden, 

wenn das zuständige Finanzamt feststellt, dass die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt 

sind. Die Gültigkeitsdauer der Bescheinigung beträgt maximal drei Jahre. Die Bescheinigung 

kann nur mit Wirkung für die Zukunft widerrufen oder zurückgenommen werden. Wenn die 

Bescheinigung durch das Finanzamt widerrufen oder zurückgenommen wurde, darf sie der 

Unternehmer nicht mehr verwenden. 

Hat das Finanzamt dem Unternehmer einen Nachweis ausgestellt, ist er auch dann als Leis-

tungsempfänger Steuerschuldner, wenn er diesen Nachweis gegenüber dem leistenden Un-

ternehmer nicht verwendet. Verwendet der Leistungsempfänger einen gefälschten Nachweis 

nach dem Vordruckmuster USt 1 TG und hatte der leistende Unternehmer hiervon Kennt-

nis, ist nicht der Leistungsempfänger, sondern der leistende Unternehmer Steuerschuldner. 

Das Gleiche gilt, wenn die Bescheinigung widerrufen oder zurückgenommen wurde und der 

leistende Unternehmer hiervon Kenntnis hatte. 

 

Hinweis: Betroffene Unternehmer sollten die Vorgehensweise mit dem Steuerberater ab-

stimmen, ihre Bescheinigungen prüfen und ggf. noch in diesem Jahr einen neuen Antrag stel-

len. 

http://www.bzst.de/


 

 

Hinweis: 
Die steuer- und wirtschaftlichen Informationen für den Monat November 2015 wurden mit Sorgfalt von uns erstellt. Dessen ungeachtet 

können wir für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Inhalte keine Gewähr übernehmen. 

Umsatzsteuer: Vorliegen einer Geschäftsveräußerung im Ganzen bei Modernisierung 

des Geschäftsbetriebs 

Die Umsätze im Rahmen einer Geschäftsveräußerung an einen anderen Unternehmer für 

dessen Unternehmen unterliegen nicht der Umsatzsteuer. Eine Geschäftsveräußerung liegt 

vor, wenn ein Unternehmen oder ein in der Gliederung eines Unternehmens gesondert ge-

führter Betrieb im Ganzen entgeltlich oder unentgeltlich übereignet oder in eine Gesellschaft 

eingebracht wird. 

 

Für eine umsatzsteuerfreie Geschäftsveräußerung im Ganzen ist entscheidend, ob das über-

tragene Unternehmensvermögen als hinreichendes Ganzes die Ausübung einer wirtschaftli-

chen Tätigkeit ermöglicht und ob die vor und nach der Übertragung ausgeübten Tätigkeiten 

übereinstimmen oder sich zumindest hinreichend ähneln. Das Hessische Finanzgericht sieht 

es in diesem Zusammenhang als nicht schädlich für eine umsatzsteuerfreie Geschäftsveräuße-

rung an, wenn der Erwerber den von ihm erworbenen Geschäftsbetrieb in seinem Zuschnitt 

ändert oder Modernisierungen vornimmt. 

 

Im Urteilsfall war eine vom Veräußerer vollständig vermietete Immobilie vom Erwerber nur 

zur Hälfte der vermietbaren Flächen weiter vermietet worden. Die andere Hälfte des Ob-

jekts nutzte der Erwerber zu eigenunternehmerischen Zwecken. Das Finanzgericht verneinte 

in diesem speziellen Fall die „Unternehmensidentität“ und versagte die Umsatzsteuerfreiheit 

der Geschäftsveräußerung. Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

 

 

Keine Erbschaftsteuerbefreiung für ein tatsächlich nicht für eigene Wohnzwecke ge-
nutztes Einfamilienhaus 

Der Erwerb eines bebauten Grundstücks von Todes wegen durch Kinder ist erbschaftsteu-

erfrei, soweit der Erblasser darin bis zum Erbfall selbst gewohnt hat oder hieran aus zwin-

genden Gründen gehindert war und das Gebäude beim Erwerber unverzüglich zur Selbstnut-

zung zu eigenen Wohnzwecken bestimmt ist (Familienheim). Die Wohnfläche der Wohnung 

darf zudem 200 m² nicht übersteigen. Die Steuerbefreiung fällt mit Wirkung für die Vergan-

genheit weg, wenn der Erwerber das Familienheim innerhalb von zehn Jahren nach dem Er-

werb nicht mehr zu Wohnzwecken selbst nutzt, es sei denn, er ist aus zwingenden Gründen 

an einer Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken gehindert. 

 

Für die Steuerbefreiung ist es erforderlich, dass der Erwerber in die Wohnung einzieht und 

sie als Familienheim für eigene Wohnzwecke nutzt. Die bloße Widmung zur Selbstnutzung 

durch den Erwerber reicht nicht aus. Es genügt auch nicht, wenn der Erwerber in der Erb-

schaftsteuererklärung angibt, die Wohnung in dem von Todes wegen erworbenen Einfamili-

enhaus sei zur Selbstnutzung bestimmt, könne aber aus zwingenden Gründen nicht für eigene 

Wohnzwecke genutzt werden. 

 

Die Steuerbefreiung scheidet insbesondere dann aus, wenn der Erwerber - wie im entschie-

denen Fall - von vornherein gehindert ist, die Wohnung in dem von Todes wegen erworbe-

nen Einfamilienhaus für eigene Wohnzwecke zu nutzen und deshalb auch tatsächlich nicht 

einzieht. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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Diskriminierungsschutz für schwangere Frauen 

Die Missachtung der Schutzvorschriften des Mutterschutzgesetzes durch wiederholte Kündi-

gung einer schwangeren Frau kann eine Benachteiligung wegen Schwangerschaft und damit 

wegen des Geschlechts darstellen und einen Anspruch auf Geldentschädigung auslösen. So 

entschied das Arbeitsgericht Berlin im Fall einer Rechtsanwaltsfachangestellten, die zunächst 

innerhalb der Probezeit von ihrem Arbeitgeber gekündigt worden war. Die Kündigung wur-

de im Kündigungsschutzverfahren für unwirksam erklärt, weil die Arbeitnehmerin gleich da-

nach unter Vorlage des Mutterpasses dem Arbeitgeber mitgeteilt hatte, dass sie schwanger 

sei und der Arbeitgeber keine Zustimmung der Schutzbehörde eingeholt hatte. Einige Mona-

te später kündigte er erneut und wiederum ohne Zustimmung der Schutzbehörde. Im Kün-

digungsschutzverfahren erklärte er, er sei nach Ablauf des Beschäftigungsverbots der Arbeit-

nehmerin mangels anderer Informationen davon ausgegangen, dass die Schwangerschaft be-

reits beendet sei. 

 

Zu Unrecht, wie das Arbeitsgericht Berlin entschied. Der Arbeitgeber hätte auf Grund sei-

ner Vorkenntnisse aus dem ersten Prozess und der Vorlage des Mutterpasses mit der Fort-

dauer der Schwangerschaft rechnen und Zweifel notfalls durch einfache Rückfrage ausräu-

men müssen. 

 

 

Mindestlohn - Anrechnung von zusätzlichem Urlaubsgeld und Berechnung von Nacht-

arbeitszuschlägen 

Ein zusätzliches Urlaubsgeld ist nicht auf den Mindestlohnanspruch anrechenbar. Entschei-

dend für die Anrechnung ist, ob die Leistung ihrem Zweck nach die normale Arbeitsleistung 
des Arbeitnehmers entgelten soll. Das zusätzliche Urlaubsgeld dient der Kompensation von 

Ausgaben, die während der Erholung im Urlaub entstehen und unterstützt damit die Wie-

derherstellung und den Erhalt der Arbeitsfähigkeit des Arbeitnehmers. Es ist nicht als Vergü-

tung der Normalleistung zu betrachten. 

 

Die Berechnung eines dem Arbeitnehmer nach einem Manteltarifvertrag zustehenden 

Nachtarbeitszuschlags hat auf der Grundlage des Mindestlohns zu erfolgen. Das folgt hier 

zum einen aus dem Tarifvertrag, nach dem die Grundlage für die Berechnung der Stunden-

verdienst ist, zum anderen aus dem Arbeitszeitgesetz, nach dem der Arbeitnehmer für wäh-

rend der Nachtzeit geleistete Arbeitsstunden einen Anspruch auf einen angemessenen Zu-

schlag auf das ihm zustehende Bruttoarbeitsentgelt hat. 

(Quelle: Urteil des Arbeitsgerichts Bautzen) 

 

 

Spätehenklausel in der Hinterbliebenenversorgung wegen Altersdiskriminierung un-

wirksam 

Arbeitnehmer, denen eine betriebliche Altersversorgung einschließlich einer Hinterbliebe-

nenversorgung zugesagt wurde, dürfen nicht durch Spätehenklauseln diskriminiert werden. 

Dies hat das Bundesarbeitsgericht entschieden. Dem lag ein Fall zugrunde, bei dem ein 1947 

geborener Arbeitnehmer im August 2008 geheiratet hatte, bevor er im Dezember 2010 ver-

starb. Die ihm erteilte Pensionszusage sah neben einer erforderlichen langjährigen Beschäfti-

gung bei der Arbeitgeberin als zusätzliche Voraussetzung für die Zahlung von Witwen-



 

 

Hinweis: 
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/Witwerrente vor, dass der versorgungsberechtigte Mitarbeiter die Ehe vor der Vollendung 

seines 60. Lebensjahrs geschlossen haben musste. Die beklagte Arbeitgeberin weigerte sich 

unter Berufung auf diese Klausel, der Witwe die Witwenrente zu zahlen. 

 

Nach der Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts war die betreffende Klausel jedoch un-

wirksam. Der verstorbene Ehemann der Witwe wurde durch sie unmittelbar wegen seines 

Alters benachteiligt. Zwar seien bei betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit Unter-

scheidungen nach dem Alter unter bestimmten Voraussetzungen zulässig, dies erfasse aber, 

soweit es um Altersgrenzen als Voraussetzung für den Bezug von Leistungen gehe, nur die 

Alters- und Invaliditätsversorgung, nicht aber die Hinterbliebenenversorgung. Auch sonst 

liege keine Rechtfertigung der Benachteiligung wegen des Alters vor. 

 

 

Altersdiskriminierende Kündigung im Kleinbetrieb 

Ist bei einer Kündigung gegenüber einer Arbeitnehmerin aufgrund von ihr vorgetragener 

Indizien eine unmittelbare Benachteiligung wegen des Lebensalters zu vermuten und gelingt 

es dem Arbeitgeber nicht, diese Vermutung zu widerlegen, ist die Kündigung auch im Klein-

betrieb unwirksam. Eine 1950 geborene Arzthelferin war in einer Gemeinschaftspraxis seit 

1991 beschäftigt. In der Praxis waren 2013 noch vier jüngere Arbeitnehmerinnen tätig. Die 

Arzthelferin war zuletzt überwiegend im Labor eingesetzt. Der Arbeitgeber kündigte das 

Arbeitsverhältnis zum 31.12.2013 wegen Veränderungen im Laborbereich, welche eine Um-

strukturierung der Praxis erforderten. Dabei führte er an, die Arzthelferin sei „inzwischen 

pensionsberechtigt“. Den anderen Beschäftigten wurde nicht gekündigt. 

 
Das Bundesarbeitsgericht gab der Arzthelferin Recht. Die Kündigung verstieß gegen das Be-

nachteiligungsverbot und war deshalb unwirksam. Der Arbeitgeber konnte das Gericht nicht 

überzeugen, dass die wegen der Erwähnung der „Pensionsberechtigung“ zu vermutende Al-

tersdiskriminierung nicht vorliegt. 

 

 

Grenzen der Speicherung digitalisierter Steuerdaten aufgrund einer Außenprüfung 

Zur Durchführung einer Außenprüfung kann das Finanzamt vom Unternehmer verlangen, 

dass er seine Steuerdaten auf einem maschinell verwertbaren Datenträger zur Verfügung 

stellt. So kann der Betriebsprüfer die Daten mit speziellen Analyseprogrammen auswerten. 

Diese Programme sind in der Regel auf Laptops installiert, die die Betriebsprüfer mit sich 

führen. Wenn ein solcher Laptop in fremde Hände gerät, besteht die Gefahr der missbräuch-

lichen Verwendung der Daten. Daher dürfen der Datenzugriff und die Auswertung nur in 

den Geschäftsräumen des Unternehmers oder in den Diensträumen der Finanzverwaltung 

stattfinden. Nach Abschluss der Außenprüfung dürfen die Daten nur noch in den Diensträu-

men der Finanzverwaltung gespeichert bzw. aufbewahrt werden, soweit und solange sie für 

Zwecke des Besteuerungsverfahrens, z. B. bis zum Abschluss etwaiger Rechtsbehelfsverfah-

ren, benötigt werden. Ein Arbeiten im Home-Office kann es damit für Betriebsprüfer kaum 

noch geben. Darüber hinaus wird die Finanzverwaltung ihre Prüfungsanordnungen anpassen 

müssen. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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Jahresabschluss 2014 muss bis zum 31.12.2015 veröffentlicht werden 

Für Geschäftsjahre, die nach dem 31.12.2013 begonnen hatten, endet am 31.12.2015 die 

Frist zur Veröffentlichung des Jahresabschlusses, z. B. einer GmbH oder einer 

GmbH & Co. KG. Bis zu diesem Stichtag müssen diese Unternehmen ihren Jahresabschluss 

2014  beim elektronischen Bundesanzeiger einreichen. Kapitalgesellschaften müssen mit 

Ordnungsgeldern rechnen, wenn sie ihre Jahresabschlüsse nicht einreichen. Für Kleinstkapi-

talgesellschaften, die an zwei aufeinanderfolgenden Abschlussstichtagen zwei der folgenden 

Merkmale nicht überschreiten (Bilanzsumme bis 350.000 €, Umsatzerlöse bis 700.000 € und 

durchschnittlich 10 beschäftigte Arbeitnehmer) sieht das Gesetz folgende Erleichterungen 

vor: 

 

Auf die Erstellung eines Anhangs kann vollständig verzichtet werden, wenn bestimmte Anga-

ben unter der Bilanz ausgewiesen werden: Angaben zu den Haftungsverhältnissen, Angaben 

zu den Vorschüssen oder Krediten, die an Mitglieder des Geschäftsführungsorgans, eines 

Beirats oder Aufsichtsrats gewährt wurden, erforderliche Angaben zu den eigenen Aktien 

der Gesellschaft (bei einer Aktiengesellschaft). 

 

Es werden Optionen zur Verringerung der Darstellungstiefe im Jahresabschluss eingeräumt. 

Zwischen Offenlegung durch Veröffentlichung (Bekanntmachung der Rechnungslegungsunter-

lagen) oder durch Hinterlegung der Bilanz kann gewählt werden. Die elektronische Einrei-

chung der Unterlagen beim Betreiber des Bundesanzeigers ist auch für die Hinterlegung vor-

geschrieben. 

 

Das Bundesamt für Justiz wird die Kapitalgesellschaften und auch die GmbH & Co. KGn von 
Amts wegen auffordern, den Jahresabschluss für nach dem 31.12.2013 begonnene Geschäfts-

jahre innerhalb von sechs Wochen einzureichen und ein Ordnungsgeld androhen. Mit der 

Anforderung ist gleichzeitig eine Mahngebühr fällig, die auch nach verspäteter Einreichung 

nicht erlassen bzw. angerechnet wird. 

 

 

Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen 

Zuwendungen des Arbeitgebers an die Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen gehören 

als Leistungen im ganz überwiegenden betrieblichen Interesse des Arbeitgebers nicht zum 

Arbeitslohn, wenn es sich um herkömmliche (übliche) Betriebsveranstaltungen und um bei 

diesen Veranstaltungen übliche Zuwendungen handelt. Übliche Zuwendungen bei einer Be-

triebsveranstaltung sind insbesondere Aufwendungen für den äußeren Rahmen (z. B. für 

Räume, Musik, Kegelbahn, für künstlerische und artistische Darbietungen), wenn die Darbie-

tungen nicht der wesentliche Zweck der Betriebsveranstaltung sind. 

 

Der Gesetzgeber hat die bisherige Verwaltungsauffassung zum 1.1.2015 durch einen neuen 

Tatbestand im Einkommensteuergesetz ersetzt. Dabei wurde die Bemessungsgrundlage deut-

lich verbreitert, der seit 1993 unveränderte Wert von 110 € (damals 200 DM) aber nicht 

erhöht. Allerdings machte er auch aus der bisherigen Freigrenze einen Freibetrag. 
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Seit dem 1.1.2015 gilt Folgendes: 

 

 Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, wenn es sich um eine Veranstaltung auf betrieblicher 

Ebene mit gesellschaftlichem Charakter handelt. 

 Die Veranstaltung muss allen Angehörigen des Betriebs, eines Teilbetriebs oder einer in 
sich geschlossenen betrieblichen Organisationseinheit (z. B. einer Abteilung) offen stehen. 

 Zuwendungen im Rahmen einer Betriebsveranstaltung sind alle Aufwendungen des Ar-

beitgebers inklusive Umsatzsteuer, und zwar unabhängig davon, ob sie einzelnen Arbeit-

nehmern individuell zurechenbar sind oder es sich um einen rechnerischen Anteil an den 

Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, die der Arbeitgeber gegenüber Dritten für den 

äußeren Rahmen der Betriebsveranstaltung aufwendet. 

 Soweit solche Zuwendungen den Betrag von 110 € je Betriebsveranstaltung und teilneh-
menden Arbeitnehmer nicht übersteigen, bleiben sie beim Arbeitnehmer (wegen des 

Freibetrags) steuerlich unberücksichtigt. 

 Zuwendungen bis 110 € bleiben steuerfrei, soweit ein Arbeitnehmer an nicht mehr als 

zwei Betriebsveranstaltungen pro Jahr teilnimmt. Übersteigen die Kosten für eine von 

zwei Betriebsveranstaltungen den Freibetrag von 110 € und/oder nimmt ein Arbeitneh-

mer an weiteren Betriebsveranstaltungen teil, sind die insoweit anfallenden zusätzlichen 

Kosten steuerpflichtig. 

 

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal versteuern. Dies gilt allerdings nur dann, 

wenn die Teilnahme an der Veranstaltung allen Arbeitnehmern offen stand. Bei den Veran-

staltungen sollte noch beachtet werden, dass Geldgeschenke, die kein zweckgebundenes 

Zehrgeld sind, nicht der Pauschalierungsmöglichkeit unterliegen und voll versteuert werden 

müssen. 

 


